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»Strafverfolgung ist Kampf« – 40 Jahre
Staatsanwalt

Walter Müller sen. hatte es bereits in seinem (inzwischen in 12. Aufl age vorliegenden) Stan-
dardwerk »Handbuch des Staatsanwalts« auf den Punkt gebracht: »Strafverfolgung ist Kampf. 
Kampf um die Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs im Widerstreit mit den Rechten 
des Beschuldigten, der sich im Rechtsstaat (selbstverständlich) auf eine Fülle von Mitwirkungs- 
und Verteidigungsrechten berufen kann«. Die Aussage Müllers ist heute aktueller denn je: 
Seit Inkrafttreten des Gesetzes zum Abbau der Notwendigen Verteidigung im Jahre 2020 
(BGBl. I, S. 2232) ist der Katalog des § 140 StPO Geschichte, sodass jedem Beschuldigten ab 
Eröffnung des Tatvorwurfs ein Verteidiger zu bestellen ist (in den Fällen des § 141 Abs. 2 
StPO auch früher); in Kapitalstrafsachen ist sogar die Hinzuziehung eines Fachanwalts für 
Strafrecht erforderlich geworden. Damit stehen der Staatsanwaltschaft nunmehr in allen (!) 
Strafverfahren hervorragend organisierte Strafverteidiger*innen gegenüber, die sich durch 
zunehmende Spezialisierung in verschiedensten Fachgebieten (Betäubungsmittel-, Wirt-
schafts-, Umwelt-, Cyber- und Beleidigungsstrafrecht) auszeichnen.

Umso mehr muss doch erstaunen, dass der 4. Strafsenat unlängst in einer aufsehenerregen-
den Entscheidung (4 StR 244/20) Fristversäumnisse des (verteidigten) Angeklagten unter Hin-
weis auf die zunehmende Professionalisierung der Rechtspfl ege als unbeachtlich eingeordnet 
hat, wenn das Gericht seiner Fürsorgepfl icht nicht nachgekommen ist. Letztere ist nunmehr 
in § 33 StPO ausdrücklich geregelt, was freilich zur Frage geführt hat, ob die Regelung als 
Ausprägung eines »allgemeinen Rechtsgedankens« in bestimmten Konstellationen nicht auch 
analog auf die Staatsanwaltschaft Anwendung fi nden muss (derlei Erwägungen bringen in-
sofern auch das klassische Rollenverständnis ins Wanken). Als hätte man damit nicht genug 
angerichtet, wurde im gleichen Atemzug die »Fristenlösung« desselben Senats mit dem Ge-
setz für eine »verbesserte Kommunikation im Strafverfahren« (was für ein Framing!) in die 
StPO überführt: Nunmehr sind gem. § 238 Abs. 3 StPO Anträge der Strafverteidigung inner-
halb einer angemessenen Frist zu verbescheiden, sodass es dem Vorsitzenden nicht mehr 
möglich ist, bestimmte (nicht selten rechtsmissbräuchliche) Ansinnen der Verteidigung zu-
rückzustellen, obwohl dies aus taktischen bzw. prozessökonomischen Gründen durchaus 
sinnvoll sein kann. À propos Missbrauch: es ist erschreckend, dass der Gesetzgeber sich der-
art leicht von der Strafrechtswissenschaft vor den Karren spannen lässt, indem sie die Haupt-
these einer Dissertation aus dem Erlanger Raum mit dem Titel »Konfl iktstaatsanwaltschaft 
– Anwendbarkeit und Konsequenzen eines ungeschriebenen Missbrauchsverbots für die Aus-
übung strafprozessualer Befugnisse der Staatsanwaltschaft« aufgegriffen hat: Nr. 147 der
RiStBV fi ndet sich inzwischen in § 335 Abs. 4 StPO und die sog. »Sperrberufung« wurde mit
der zwingenden Rechtsfolge der Unzulässigkeit versehen.

Genau infolge dieser Entwicklungen bleibt die Strafverfolgung weiterhin ein Kampf und da-
mit auch die im Rechtsstaat unerlässliche Durchsetzung des Strafanspruchs. Umso erfreuli-
cher ist es, dass die Jubilarin Staatsanwalt nach nunmehr 40 Jahren noch nicht aufgegeben 
hat, vielmehr motiviert in die Zukunft blickt und sich weiterhin für ein rechtsstaatliches, aber 
eben auch praxistaugliches, verbessertes, modernes und v.a. effektives Strafverfahren ein-
setzen wird. Nicht zuletzt von der Mitarbeit der Leserschaft wird es abhängen, ob die ange-
sprochenen Ziele – in StA und StA-S – »in der gebotenen Gründlichkeit und Praxisnähe ab-
gehandelt werden können«. Auf in die nächsten 40 Jahre Staatsanwalt.

Staatsanwalt Dr. Mustafa Temmuz Oğlakcıoğlu, Erlangen
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